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IV. Bürgerliches Gesetzbuch (BGB) [Auszug] 

Bürgerliches Gesetzbuch in der Fassung der Bekanntmachung vom 2. Januar 2002 (BGBl. I 
S. 42, 2909; 2003 I S.738), das zuletzt durch Artikel 3 des Gesetzes vom 24. Mai 2016 (BGBl. 
I S. 1190) geändert worden ist. 
Stand: Neugefasst durch Bek. v. 2.1.2002 I 42, 2909; 2003, 738;  
zuletzt geändert durch Art. 3 G v. 24.5.2016 I 1190 
[…] 
 

Titel 5 
Vertretung und Vollmacht 

§ 164 Wirkung der Erklärung des Vertreters 
(1) Eine Willenserklärung, die jemand innerhalb der ihm zustehenden Vertre-
tungsmacht im Namen des Vertretenen abgibt, wirkt unmittelbar für und gegen 
den Vertretenen. Es macht keinen Unterschied, ob die Erklärung ausdrücklich 
im Namen des Vertretenen erfolgt oder ob die Umstände ergeben, dass sie in 
dessen Namen erfolgen soll. 
(2) Tritt der Wille, in fremdem Namen zu handeln, nicht erkennbar hervor, so 
kommt der Mangel des Willens, im eigenen Namen zu handeln, nicht in Be-
tracht. 
(3) Die Vorschriften des Absatzes 1 finden entsprechende Anwendung, wenn 
eine gegenüber einem anderen abzugebende Willenserklärung dessen Vertreter 
gegenüber erfolgt. 

§ 165 Beschränkt geschäftsfähiger Vertreter 
Die Wirksamkeit einer von oder gegenüber einem Vertreter abgegebenen Wil-
lenserklärung wird nicht dadurch beeinträchtigt, dass der Vertreter in der Ge-
schäftsfähigkeit beschränkt ist. 

§ 166 Willensmängel; Wissenszurechnung 
(1) Soweit die rechtlichen Folgen einer Willenserklärung durch Willensmän-
gel oder durch die Kenntnis oder das Kennenmüssen gewisser Umstände beein-
flusst werden, kommt nicht die Person des Vertretenen, sondern die des Vertre-
ters in Betracht. 
(2) Hat im Falle einer durch Rechtsgeschäft erteilten Vertretungsmacht 
(Vollmacht) der Vertreter nach bestimmten Weisungen des Vollmachtgebers 
gehandelt, so kann sich dieser in Ansehung solcher Umstände, die er selbst 
kannte, nicht auf die Unkenntnis des Vertreters berufen. Dasselbe gilt von Um-
ständen, die der Vollmachtgeber kennen musste, sofern das Kennenmüssen der 
Kenntnis gleichsteht. 

§ 167 Erteilung der Vollmacht 
(1) Die Erteilung der Vollmacht erfolgt durch Erklärung gegenüber dem zu 
Bevollmächtigenden oder dem Dritten, dem gegenüber die Vertretung stattfin-
den soll. 
(2) Die Erklärung bedarf nicht der Form, welche für das Rechtsgeschäft be-
stimmt ist, auf das sich die Vollmacht bezieht. 

§ 168 Erlöschen der Vollmacht 
Das Erlöschen der Vollmacht bestimmt sich nach dem ihrer Erteilung zugrunde 
liegenden Rechtsverhältnis. Die Vollmacht ist auch bei dem Fortbestehen des 
Rechtsverhältnisses widerruflich, sofern sich nicht aus diesem ein anderes 
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ergibt. Auf die Erklärung des Widerrufs findet die Vorschrift des § 167 Abs. 1 
entsprechende Anwendung. 

§ 169 Vollmacht des Beauftragten und des geschäftsführenden Gesell-
schafters 
Soweit nach den §§ 674, 729 die erloschene Vollmacht eines Beauftragten oder 
eines geschäftsführenden Gesellschafters als fortbestehend gilt, wirkt sie nicht 
zugunsten eines Dritten, der bei der Vornahme eines Rechtsgeschäfts das Erlö-
schen kennt oder kennen muss. 

§ 170 Wirkungsdauer der Vollmacht 
Wird die Vollmacht durch Erklärung gegenüber einem Dritten erteilt, so bleibt 
sie diesem gegenüber in Kraft, bis ihm das Erlöschen von dem Vollmachtgeber 
angezeigt wird. 

§ 171 Wirkungsdauer bei Kundgebung 
(1) Hat jemand durch besondere Mitteilung an einen Dritten oder durch 
öffentliche Bekanntmachung kundgegeben, dass er einen anderen bevollmäch-
tigt habe, so ist dieser auf Grund der Kundgebung im ersteren Falle dem Dritten 
gegenüber, im letzteren Falle jedem Dritten gegenüber zur Vertretung befugt. 
(2) Die Vertretungsmacht bleibt bestehen, bis die Kundgebung in derselben 
Weise, wie sie erfolgt ist, widerrufen wird. 

§ 172 Vollmachtsurkunde 
(1) Der besonderen Mitteilung einer Bevollmächtigung durch den Vollmacht-
geber steht es gleich, wenn dieser dem Vertreter eine Vollmachtsurkunde aus-
gehändigt hat und der Vertreter sie dem Dritten vorlegt. 
(2) Die Vertretungsmacht bleibt bestehen, bis die Vollmachtsurkunde dem 
Vollmachtgeber zurückgegeben oder für kraftlos erklärt wird. 

§ 173 Wirkungsdauer bei Kenntnis und fahrlässiger Unkenntnis 
Die Vorschriften des § 170, des § 171 Abs. 2 und des § 172 Abs. 2 finden keine 
Anwendung, wenn der Dritte das Erlöschen der Vertretungsmacht bei der Vor-
nahme des Rechtsgeschäfts kennt oder kennen muss. 

§ 174 Einseitiges Rechtsgeschäft eines Bevollmächtigten 
Ein einseitiges Rechtsgeschäft, das ein Bevollmächtigter einem anderen gegen-
über vornimmt, ist unwirksam, wenn der Bevollmächtigte eine Vollmachtsur-
kunde nicht vorlegt und der andere das Rechtsgeschäft aus diesem Grunde 
unverzüglich zurückweist. Die Zurückweisung ist ausgeschlossen, wenn der 
Vollmachtgeber den anderen von der Bevollmächtigung in Kenntnis gesetzt 
hatte. 

§ 175 Rückgabe der Vollmachtsurkunde 
Nach dem Erlöschen der Vollmacht hat der Bevollmächtigte die Vollmachtsur-
kunde dem Vollmachtgeber zurückzugeben; ein Zurückbehaltungsrecht steht 
ihm nicht zu. 

§ 176 Kraftloserklärung der Vollmachtsurkunde 
(1) Der Vollmachtgeber kann die Vollmachtsurkunde durch eine öffentliche 
Bekanntmachung für kraftlos erklären; die Kraftloserklärung muss nach den für 
die öffentliche Zustellung einer Ladung geltenden Vorschriften der Zivilpro-
zessordnung veröffentlicht werden. Mit dem Ablauf eines Monats nach der 
letzten Einrückung in die öffentlichen Blätter wird die Kraftloserklärung wirk-
sam. 
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(2) Zuständig für die Bewilligung der Veröffentlichung ist sowohl das Amts-
gericht, in dessen Bezirk der Vollmachtgeber seinen allgemeinen Gerichtsstand 
hat, als das Amtsgericht, welches für die Klage auf Rückgabe der Urkunde, abge-
sehen von dem Wert des Streitgegenstands, zuständig sein würde. 
(3) Die Kraftloserklärung ist unwirksam, wenn der Vollmachtgeber die Voll-
macht nicht widerrufen kann. 

§ 177 Vertragsschluss durch Vertreter ohne Vertretungsmacht 
(1) Schließt jemand ohne Vertretungsmacht im Namen eines anderen einen 
Vertrag, so hängt die Wirksamkeit des Vertrags für und gegen den Vertretenen 
von dessen Genehmigung ab. 
(2) Fordert der andere Teil den Vertretenen zur Erklärung über die Genehmi-
gung auf, so kann die Erklärung nur ihm gegenüber erfolgen; eine vor der Auf-
forderung dem Vertreter gegenüber erklärte Genehmigung oder Verweigerung 
der Genehmigung wird unwirksam. Die Genehmigung kann nur bis zum Ablauf 
von zwei Wochen nach dem Empfang der Aufforderung erklärt werden; wird sie 
nicht erklärt, so gilt sie als verweigert. 

§ 178 Widerrufsrecht des anderen Teils 
Bis zur Genehmigung des Vertrags ist der andere Teil zum Widerruf berechtigt, 
es sei denn, dass er den Mangel der Vertretungsmacht bei dem Abschluss des 
Vertrags gekannt hat. Der Widerruf kann auch dem Vertreter gegenüber erklärt 
werden. 

§ 179 Haftung des Vertreters ohne Vertretungsmacht 
(1) Wer als Vertreter einen Vertrag geschlossen hat, ist, sofern er nicht seine 
Vertretungsmacht nachweist, dem anderen Teil nach dessen Wahl zur Erfüllung 
oder zum Schadensersatz verpflichtet, wenn der Vertretene die Genehmigung 
des Vertrags verweigert. 
(2) Hat der Vertreter den Mangel der Vertretungsmacht nicht gekannt, so ist 
er nur zum Ersatz desjenigen Schadens verpflichtet, welchen der andere Teil 
dadurch erleidet, dass er auf die Vertretungsmacht vertraut, jedoch nicht über 
den Betrag des Interesses hinaus, welches der andere Teil an der Wirksamkeit 
des Vertrags hat. 
(3) Der Vertreter haftet nicht, wenn der andere Teil den Mangel der Vertre-
tungsmacht kannte oder kennen musste. Der Vertreter haftet auch dann nicht, 
wenn er in der Geschäftsfähigkeit beschränkt war, es sei denn, dass er mit Zu-
stimmung seines gesetzlichen Vertreters gehandelt hat. 

§ 180 Einseitiges Rechtsgeschäft 
Bei einem einseitigen Rechtsgeschäft ist Vertretung ohne Vertretungsmacht 
unzulässig. Hat jedoch derjenige, welchem gegenüber ein solches Rechtsgeschäft 
vorzunehmen war, die von dem Vertreter behauptete Vertretungsmacht bei der 
Vornahme des Rechtsgeschäfts nicht beanstandet oder ist er damit einverstan-
den gewesen, dass der Vertreter ohne Vertretungsmacht handele, so finden die 
Vorschriften über Verträge entsprechende Anwendung. Das Gleiche gilt, wenn 
ein einseitiges Rechtsgeschäft gegenüber einem Vertreter ohne Vertretungs-
macht mit dessen Einverständnis vorgenommen wird. 

§ 181 Insichgeschäft 
Ein Vertreter kann, soweit nicht ein anderes ihm gestattet ist, im Namen des 
Vertretenen mit sich im eigenen Namen oder als Vertreter eines Dritten ein 
Rechtsgeschäft nicht vornehmen, es sei denn, dass das Rechtsgeschäft aus-
schließlich in der Erfüllung einer Verbindlichkeit besteht. 
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Titel 6 
Einwilligung und Genehmigung 

§ 182 Zustimmung 
(1) Hängt die Wirksamkeit eines Vertrags oder eines einseitigen Rechtsge-
schäfts, das einem anderen gegenüber vorzunehmen ist, von der Zustimmung 
eines Dritten ab, so kann die Erteilung sowie die Verweigerung der Zustimmung 
sowohl dem einen als dem anderen Teil gegenüber erklärt werden. 
(2) Die Zustimmung bedarf nicht der für das Rechtsgeschäft bestimmten 
Form. 
(3) Wird ein einseitiges Rechtsgeschäft, dessen Wirksamkeit von der Zu-
stimmung eines Dritten abhängt, mit Einwilligung des Dritten vorgenommen, so 
finden die Vorschriften des § 111 Satz 2, 3 entsprechende Anwendung. 

§ 183 Widerruflichkeit der Einwilligung 
Die vorherige Zustimmung (Einwilligung) ist bis zur Vornahme des Rechtsge-
schäfts widerruflich, soweit nicht aus dem ihrer Erteilung zugrunde liegenden 
Rechtsverhältnis sich ein anderes ergibt. Der Widerruf kann sowohl dem einen 
als dem anderen Teil gegenüber erklärt werden. 

§ 184 Rückwirkung der Genehmigung 
(1) Die nachträgliche Zustimmung (Genehmigung) wirkt auf den Zeitpunkt 
der Vornahme des Rechtsgeschäfts zurück, soweit nicht ein anderes bestimmt 
ist. 
(2) Durch die Rückwirkung werden Verfügungen nicht unwirksam, die vor 
der Genehmigung über den Gegenstand des Rechtsgeschäfts von dem Genehmi-
genden getroffen worden oder im Wege der Zwangsvollstreckung oder der 
Arrestvollziehung oder durch den Insolvenzverwalter erfolgt sind. 

§ 185 Verfügung eines Nichtberechtigten 
(1) Eine Verfügung, die ein Nichtberechtigter über einen Gegenstand trifft, ist 
wirksam, wenn sie mit Einwilligung des Berechtigten erfolgt. 
(2) Die Verfügung wird wirksam, wenn der Berechtigte sie genehmigt oder 
wenn der Verfügende den Gegenstand erwirbt oder wenn er von dem Berechtig-
ten beerbt wird und dieser für die Nachlassverbindlichkeiten unbeschränkt 
haftet. In den beiden letzteren Fällen wird, wenn über den Gegenstand mehrere 
miteinander nicht in Einklang stehende Verfügungen getroffen worden sind, nur 
die frühere Verfügung wirksam. 
[…]  
 

Abschnitt 3 
Schuldverhältnisse aus Verträgen 

Untertitel 1 
Begründung 

§ 311 Rechtsgeschäftliche und rechtsgeschäftsähnliche Schuldverhält-
nisse 
(1) Zur Begründung eines Schuldverhältnisses durch Rechtsgeschäft sowie 
zur Änderung des Inhalts eines Schuldverhältnisses ist ein Vertrag zwischen den 
Beteiligten erforderlich, soweit nicht das Gesetz ein anderes vorschreibt. 
(2) Ein Schuldverhältnis mit Pflichten nach § 241 Abs. 2 entsteht auch durch 
1. die Aufnahme von Vertragsverhandlungen, 
2. die Anbahnung eines Vertrags, bei welcher der eine Teil im Hinblick auf 

eine etwaige rechtsgeschäftliche Beziehung dem anderen Teil die Möglich-
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keit zur Einwirkung auf seine Rechte, Rechtsgüter und Interessen gewährt 
oder ihm diese anvertraut, oder 

3. ähnliche geschäftliche Kontakte. 
(3) Ein Schuldverhältnis mit Pflichten nach § 241 Abs. 2 kann auch zu Perso-
nen entstehen, die nicht selbst Vertragspartei werden sollen. Ein solches Schuld-
verhältnis entsteht insbesondere, wenn der Dritte in besonderem Maße Vertrau-
en für sich in Anspruch nimmt und dadurch die Vertragsverhandlungen oder 
den Vertragsschluss erheblich beeinflusst. 

§ 311a Leistungshindernis bei Vertragsschluss 
(1) Der Wirksamkeit eines Vertrags steht es nicht entgegen, dass der Schuld-
ner nach § 275 Abs. 1 bis 3 nicht zu leisten braucht und das Leistungshindernis 
schon bei Vertragsschluss vorliegt. 
(2) Der Gläubiger kann nach seiner Wahl Schadensersatz statt der Leistung 
oder Ersatz seiner Aufwendungen in dem in § 284 bestimmten Umfang verlan-
gen. Dies gilt nicht, wenn der Schuldner das Leistungshindernis bei Vertrags-
schluss nicht kannte und seine Unkenntnis auch nicht zu vertreten hat. § 281 
Abs. 1 Satz 2 und 3 und Abs. 5 findet entsprechende Anwendung. 

§ 311b Verträge über Grundstücke, das Vermögen und den Nachlass 
(1) Ein Vertrag, durch den sich der eine Teil verpflichtet, das Eigentum an 
einem Grundstück zu übertragen oder zu erwerben, bedarf der notariellen Beur-
kundung. Ein ohne Beachtung dieser Form geschlossener Vertrag wird seinem 
ganzen Inhalt nach gültig, wenn die Auflassung und die Eintragung in das 
Grundbuch erfolgen. 
(2) Ein Vertrag, durch den sich der eine Teil verpflichtet, sein künftiges Ver-
mögen oder einen Bruchteil seines künftigen Vermögens zu übertragen oder mit 
einem Nießbrauch zu belasten, ist nichtig. 
(3) Ein Vertrag, durch den sich der eine Teil verpflichtet, sein gegenwärtiges 
Vermögen oder einen Bruchteil seines gegenwärtigen Vermögens zu übertragen 
oder mit einem Nießbrauch zu belasten, bedarf der notariellen Beurkundung. 
(4) Ein Vertrag über den Nachlass eines noch lebenden Dritten ist nichtig. 
Das Gleiche gilt von einem Vertrag über den Pflichtteil oder ein Vermächtnis 
aus dem Nachlass eines noch lebenden Dritten. 
(5) Absatz 4 gilt nicht für einen Vertrag, der unter künftigen gesetzlichen 
Erben über den gesetzlichen Erbteil oder den Pflichtteil eines von ihnen ge-
schlossen wird. Ein solcher Vertrag bedarf der notariellen Beurkundung. 

§ 311c Erstreckung auf Zubehör 
Verpflichtet sich jemand zur Veräußerung oder Belastung einer Sache, so er-
streckt sich diese Verpflichtung im Zweifel auch auf das Zubehör der Sache. 
 

Untertitel 2 
Grundsätze bei Verbraucherverträgen und besondere Vertriebsformen 

Kapitel 1 
Anwendungsbereich und Grundsätze bei Verbraucherverträgen 

§ 312 Anwendungsbereich 
(1) Die Vorschriften der Kapitel 1 und 2 dieses Untertitels sind nur auf Ver-
braucherverträge im Sinne des § 310 Absatz 3 anzuwenden, die eine entgeltliche 
Leistung des Unternehmers zum Gegenstand haben. 
(2) Von den Vorschriften der Kapitel 1 und 2 dieses Untertitels ist nur § 312a 
Absatz 1, 3, 4 und 6 auf folgende Verträge anzuwenden: 
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1. notariell beurkundete Verträge 
a) über Finanzdienstleistungen, die außerhalb von Geschäftsräumen ge-

schlossen werden, 
b) die keine Verträge über Finanzdienstleistungen sind; für Verträge, für 

die das Gesetz die notarielle Beurkundung des Vertrags oder einer 
Vertragserklärung nicht vorschreibt, gilt dies nur, wenn der Notar 
darüber belehrt, dass die Informationspflichten nach § 312d Absatz 1 
und das Widerrufsrecht nach § 312g Absatz 1 entfallen, 

2. Verträge über die Begründung, den Erwerb oder die Übertragung von 
Eigentum oder anderen Rechten an Grundstücken, 

3. Verträge über den Bau von neuen Gebäuden oder erhebliche Umbaumaß-
nahmen an bestehenden Gebäuden, 

4. Verträge über Reiseleistungen nach § 651a, wenn diese 
a) im Fernabsatz geschlossen werden oder 
b) außerhalb von Geschäftsräumen geschlossen werden, wenn die münd-

lichen Verhandlungen, auf denen der Vertragsschluss beruht, auf vor-
hergehende Bestellung des Verbrauchers geführt worden sind, 

5. Verträge über die Beförderung von Personen, 
6. Verträge über Teilzeit-Wohnrechte, langfristige Urlaubsprodukte, Vermitt-

lungen und Tauschsysteme nach den §§ 481 bis 481b, 
7. Behandlungsverträge nach § 630a, 
8. Verträge über die Lieferung von Lebensmitteln, Getränken oder sonstigen 

Haushaltsgegenständen des täglichen Bedarfs, die am Wohnsitz, am Auf-
enthaltsort oder am Arbeitsplatz eines Verbrauchers von einem Unterneh-
mer im Rahmen häufiger und regelmäßiger Fahrten geliefert werden, 

9. Verträge, die unter Verwendung von Warenautomaten und automatisierten 
Geschäftsräumen geschlossen werden, 

10. Verträge, die mit Betreibern von Telekommunikationsmitteln mit Hilfe 
öffentlicher Münz- und Kartentelefone zu deren Nutzung geschlossen wer-
den, 

11. Verträge zur Nutzung einer einzelnen von einem Verbraucher hergestellten 
Telefon-, Internet- oder Telefaxverbindung, 

12. außerhalb von Geschäftsräumen geschlossene Verträge, bei denen die 
Leistung bei Abschluss der Verhandlungen sofort erbracht und bezahlt wird 
und das vom Verbraucher zu zahlende Entgelt 40 Euro nicht überschreitet, 
und 

13. Verträge über den Verkauf beweglicher Sachen auf Grund von Zwangsvoll-
streckungsmaßnahmen oder anderen gerichtlichen Maßnahmen. 

(3) Auf Verträge über soziale Dienstleistungen, wie Kinderbetreuung oder 
Unterstützung von dauerhaft oder vorübergehend hilfsbedürftigen Familien oder 
Personen, einschließlich Langzeitpflege, sind von den Vorschriften der Kapitel 1 
und 2 dieses Untertitels nur folgende anzuwenden: 
1. die Definitionen der außerhalb von Geschäftsräumen geschlossenen Ver-

träge und der Fernabsatzverträge nach den §§ 312b und 312c, 
2. § 312a Absatz 1 über die Pflicht zur Offenlegung bei Telefonanrufen, 
3. § 312a Absatz 3 über die Wirksamkeit der Vereinbarung, die auf eine über 

das vereinbarte Entgelt für die Hauptleistung hinausgehende Zahlung ge-
richtet ist, 

4. § 312a Absatz 4 über die Wirksamkeit der Vereinbarung eines Entgelts für 
die Nutzung von Zahlungsmitteln, 

5. § 312a Absatz 6, 
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1. § 312d Absatz 1 in Verbindung mit Artikel 246a § 1 Absatz 2 und 3 des 
Einführungsgesetzes zum Bürgerlichen Gesetzbuche über die Pflicht zur In-
formation über das Widerrufsrecht und 

2. § 312g über das Widerrufsrecht. 
(4) Auf Verträge über die Vermietung von Wohnraum sind von den Vor-
schriften der Kapitel 1 und 2 dieses Untertitels nur die in Absatz 3 Nummer 1 bis 
7 genannten Bestimmungen anzuwenden. Die in Absatz 3 Nummer 1, 6 und 7 
genannten Bestimmungen sind jedoch nicht auf die Begründung eines Mietver-
hältnisses über Wohnraum anzuwenden, wenn der Mieter die Wohnung zuvor 
besichtigt hat. 
(5) Bei Vertragsverhältnissen über Bankdienstleistungen sowie Dienstleistun-
gen im Zusammenhang mit einer Kreditgewährung, Versicherung, Altersver-
sorgung von Einzelpersonen, Geldanlage oder Zahlung (Finanzdienstleistungen), 
die eine erstmalige Vereinbarung mit daran anschließenden aufeinanderfolgen-
den Vorgängen oder eine daran anschließende Reihe getrennter, in einem zeitli-
chen Zusammenhang stehender Vorgänge gleicher Art umfassen, sind die Vor-
schriften der Kapitel 1 und 2 dieses Untertitels nur auf die erste Vereinbarung 
anzuwenden. § 312a Absatz 1, 3, 4 und 6 ist daneben auf jeden Vorgang anzu-
wenden. Wenn die in Satz 1 genannten Vorgänge ohne eine solche Vereinba-
rung aufeinanderfolgen, gelten die Vorschriften über Informationspflichten des 
Unternehmers nur für den ersten Vorgang. Findet jedoch länger als ein Jahr kein 
Vorgang der gleichen Art mehr statt, so gilt der nächste Vorgang als der erste 
Vorgang einer neuen Reihe im Sinne von Satz 3. 
(6) Von den Vorschriften der Kapitel 1 und 2 dieses Untertitels ist auf Verträ-
ge über Versicherungen sowie auf Verträge über deren Vermittlung nur § 312a 
Absatz 3, 4 und 6 anzuwenden. 

§ 312a Allgemeine Pflichten und Grundsätze bei Verbraucherverträgen; 
Grenzen der Vereinbarung von Entgelten 
(1) Ruft der Unternehmer oder eine Person, die in seinem Namen oder Auf-
trag handelt, den Verbraucher an, um mit diesem einen Vertrag zu schließen, 
hat der Anrufer zu Beginn des Gesprächs seine Identität und gegebenenfalls die 
Identität der Person, für die er anruft, sowie den geschäftlichen Zweck des An-
rufs offenzulegen. 
(2) Der Unternehmer ist verpflichtet, den Verbraucher nach Maßgabe des 
Artikels 246 des Einführungsgesetzes zum Bürgerlichen Gesetzbuche zu infor-
mieren. Der Unternehmer kann von dem Verbraucher Fracht-, Liefer- oder 
Versandkosten und sonstige Kosten nur verlangen, soweit er den Verbraucher 
über diese Kosten entsprechend den Anforderungen aus Artikel 246 Absatz 1 
Nummer 3 des Einführungsgesetzes zum Bürgerlichen Gesetzbuche informiert 
hat. Die Sätze 1 und 2 sind weder auf außerhalb von Geschäftsräumen geschlos-
sene Verträge noch auf Fernabsatzverträge noch auf Verträge über Finanzdienst-
leistungen anzuwenden. 
(3) Eine Vereinbarung, die auf eine über das vereinbarte Entgelt für die 
Hauptleistung hinausgehende Zahlung des Verbrauchers gerichtet ist, kann ein 
Unternehmer mit einem Verbraucher nur ausdrücklich treffen. Schließen der 
Unternehmer und der Verbraucher einen Vertrag im elektronischen Geschäfts-
verkehr, wird eine solche Vereinbarung nur Vertragsbestandteil, wenn der 
Unternehmer die Vereinbarung nicht durch eine Voreinstellung herbeiführt. 
(4) Eine Vereinbarung, durch die ein Verbraucher verpflichtet wird, ein Ent-
gelt dafür zu zahlen, dass er für die Erfüllung seiner vertraglichen Pflichten ein 
bestimmtes Zahlungsmittel nutzt, ist unwirksam, wenn 
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1. für den Verbraucher keine gängige und zumutbare unentgeltliche Zah-
lungsmöglichkeit besteht oder 

2. das vereinbarte Entgelt über die Kosten hinausgeht, die dem Unternehmer 
durch die Nutzung des Zahlungsmittels entstehen. 

(5) Eine Vereinbarung, durch die ein Verbraucher verpflichtet wird, ein Ent-
gelt dafür zu zahlen, dass der Verbraucher den Unternehmer wegen Fragen oder 
Erklärungen zu einem zwischen ihnen geschlossenen Vertrag über eine Ruf-
nummer anruft, die der Unternehmer für solche Zwecke bereithält, ist unwirk-
sam, wenn das vereinbarte Entgelt das Entgelt für die bloße Nutzung des Tele-
kommunikationsdienstes übersteigt. Ist eine Vereinbarung nach Satz 1 unwirk-
sam, ist der Verbraucher auch gegenüber dem Anbieter des Telekommunikati-
onsdienstes nicht verpflichtet, ein Entgelt für den Anruf zu zahlen. Der Anbieter 
des Telekommunikationsdienstes ist berechtigt, das Entgelt für die bloße Nut-
zung des Telekommunikationsdienstes von dem Unternehmer zu verlangen, der 
die unwirksame Vereinbarung mit dem Verbraucher geschlossen hat. 
(6) Ist eine Vereinbarung nach den Absätzen 3 bis 5 nicht Vertragsbestandteil 
geworden oder ist sie unwirksam, bleibt der Vertrag im Übrigen wirksam. 
 

Kapitel 2 
Außerhalb von Geschäftsräumen geschlossene Verträge und  

Fernabsatzverträge 

§ 312b Außerhalb von Geschäftsräumen geschlossene Verträge 
(1) Außerhalb von Geschäftsräumen geschlossene Verträge sind Verträge, 
1. die bei gleichzeitiger körperlicher Anwesenheit des Verbrauchers und des 

Unternehmers an einem Ort geschlossen werden, der kein Geschäftsraum 
des Unternehmers ist, 

2. für die der Verbraucher unter den in Nummer 1 genannten Umständen ein 
Angebot abgegeben hat, 

3. die in den Geschäftsräumen des Unternehmers oder durch Fernkommuni-
kationsmittel geschlossen werden, bei denen der Verbraucher jedoch un-
mittelbar zuvor außerhalb der Geschäftsräume des Unternehmers bei 
gleichzeitiger körperlicher Anwesenheit des Verbrauchers und des Unter-
nehmers persönlich und individuell angesprochen wurde, oder 

4. die auf einem Ausflug geschlossen werden, der von dem Unternehmer oder 
mit seiner Hilfe organisiert wurde, um beim Verbraucher für den Verkauf 
von Waren oder die Erbringung von Dienstleistungen zu werben und mit 
ihm entsprechende Verträge abzuschließen. 

5. Dem Unternehmer stehen Personen gleich, die in seinem Namen oder 
Auftrag handeln. 

(2) Geschäftsräume im Sinne des Absatzes 1 sind unbewegliche Gewerberäu-
me, in denen der Unternehmer seine Tätigkeit dauerhaft ausübt, und bewegliche 
Gewerberäume, in denen der Unternehmer seine Tätigkeit für gewöhnlich aus-
übt. Gewerberäume, in denen die Person, die im Namen oder Auftrag des Unter-
nehmers handelt, ihre Tätigkeit dauerhaft oder für gewöhnlich ausübt, stehen 
Räumen des Unternehmers gleich. 

§ 312c Fernabsatzverträge 
(1) Fernabsatzverträge sind Verträge, bei denen der Unternehmer oder eine in 
seinem Namen oder Auftrag handelnde Person und der Verbraucher für die 
Vertragsverhandlungen und den Vertragsschluss ausschließlich Fernkommuni-
kationsmittel verwenden, es sei denn, dass der Vertragsschluss nicht im Rahmen 
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eines für den Fernabsatz organisierten Vertriebs- oder Dienstleistungssystems 
erfolgt. 
(2) Fernkommunikationsmittel im Sinne dieses Gesetzes sind alle Kommuni-
kationsmittel, die zur Anbahnung oder zum Abschluss eines Vertrags eingesetzt 
werden können, ohne dass die Vertragsparteien gleichzeitig körperlich anwe-
send sind, wie Briefe, Kataloge, Telefonanrufe, Telekopien, E-Mails, über den 
Mobilfunkdienst versendete Nachrichten (SMS) sowie Rundfunk und Tele-
medien. 

§ 312d Informationspflichten 
(1) Bei außerhalb von Geschäftsräumen geschlossenen Verträgen und bei 
Fernabsatzverträgen ist der Unternehmer verpflichtet, den Verbraucher nach 
Maßgabe des Artikels 246a des Einführungsgesetzes zum Bürgerlichen Gesetz-
buche zu informieren. Die in Erfüllung dieser Pflicht gemachten Angaben des 
Unternehmers werden Inhalt des Vertrags, es sei denn, die Vertragsparteien 
haben ausdrücklich etwas anderes vereinbart. 
(2) Bei außerhalb von Geschäftsräumen geschlossenen Verträgen und bei 
Fernabsatzverträgen über Finanzdienstleistungen ist der Unternehmer abwei-
chend von Absatz 1 verpflichtet, den Verbraucher nach Maßgabe des Artikels 
246b des Einführungsgesetzes zum Bürgerlichen Gesetzbuche zu informieren. 

§ 312e Verletzung von Informationspflichten über Kosten 
Der Unternehmer kann von dem Verbraucher Fracht-, Liefer- oder Versandkos-
ten und sonstige Kosten nur verlangen, soweit er den Verbraucher über diese 
Kosten entsprechend den Anforderungen aus § 312d Absatz 1 in Verbindung mit 
Artikel 246a § 1 Absatz 1 Satz 1 Nummer 4 des Einführungsgesetzes zum Bür-
gerlichen Gesetzbuche informiert hat. 

§ 312f Abschriften und Bestätigungen 
(1) Bei außerhalb von Geschäftsräumen geschlossenen Verträgen ist der 
Unternehmer verpflichtet, dem Verbraucher alsbald auf Papier zur Verfügung zu 
stellen 
1. eine Abschrift eines Vertragsdokuments, das von den Vertragsschließenden 

so unterzeichnet wurde, dass ihre Identität erkennbar ist, oder 
2. eine Bestätigung des Vertrags, in der der Vertragsinhalt wiedergegeben ist. 

Wenn der Verbraucher zustimmt, kann für die Abschrift oder die Bestäti-
gung des Vertrags auch ein anderer dauerhafter Datenträger verwendet 
werden. Die Bestätigung nach Satz 1 muss die in Artikel 246a des Einfüh-
rungsgesetzes zum Bürgerlichen Gesetzbuche genannten Angaben nur ent-
halten, wenn der Unternehmer dem Verbraucher diese Informationen nicht 
bereits vor Vertragsschluss in Erfüllung seiner Informationspflichten nach 
§ 312d Absatz 1 auf einem dauerhaften Datenträger zur Verfügung gestellt 
hat. 

(2) Bei Fernabsatzverträgen ist der Unternehmer verpflichtet, dem Verbrau-
cher eine Bestätigung des Vertrags, in der der Vertragsinhalt wiedergegeben ist, 
innerhalb einer angemessenen Frist nach Vertragsschluss, spätestens jedoch bei 
der Lieferung der Ware oder bevor mit der Ausführung der Dienstleistung be-
gonnen wird, auf einem dauerhaften Datenträger zur Verfügung zu stellen. Die 
Bestätigung nach Satz 1 muss die in Artikel 246a des Einführungsgesetzes zum 
Bürgerlichen Gesetzbuche genannten Angaben enthalten, es sei denn, der Un-
ternehmer hat dem Verbraucher diese Informationen bereits vor Vertragsschluss 
in Erfüllung seiner Informationspflichten nach § 312d Absatz 1 auf einem dau-
erhaften Datenträger zur Verfügung gestellt. 
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(3) Bei Verträgen über die Lieferung von nicht auf einem körperlichen Daten-
träger befindlichen Daten, die in digitaler Form hergestellt und bereitgestellt 
werden (digitale Inhalte), ist auf der Abschrift oder in der Bestätigung des Ver-
trags nach den Absätzen 1 und 2 gegebenenfalls auch festzuhalten, dass der 
Verbraucher vor Ausführung des Vertrags 
1. ausdrücklich zugestimmt hat, dass der Unternehmer mit der Ausführung 

des Vertrags vor Ablauf der Widerrufsfrist beginnt, und 
2. seine Kenntnis davon bestätigt hat, dass er durch seine Zustimmung mit 

Beginn der Ausführung des Vertrags sein Widerrufsrecht verliert. 
(4) Diese Vorschrift ist nicht anwendbar auf Verträge über Finanzdienstleis-
tungen. 

§ 312g Widerrufsrecht 
(1) Dem Verbraucher steht bei außerhalb von Geschäftsräumen geschlosse-
nen Verträgen und bei Fernabsatzverträgen ein Widerrufsrecht gemäß § 355 zu. 
(2) Das Widerrufsrecht besteht, soweit die Parteien nichts anderes vereinbart 
haben, nicht bei folgenden Verträgen: 
1. Verträge zur Lieferung von Waren, die nicht vorgefertigt sind und für 

deren Herstellung eine individuelle Auswahl oder Bestimmung durch den 
Verbraucher maßgeblich ist oder die eindeutig auf die persönlichen Be-
dürfnisse des Verbrauchers zugeschnitten sind, 

2. Verträge zur Lieferung von Waren, die schnell verderben können oder 
deren Verfallsdatum schnell überschritten würde, 

3. Verträge zur Lieferung versiegelter Waren, die aus Gründen des Gesund-
heitsschutzes oder der Hygiene nicht zur Rückgabe geeignet sind, wenn ih-
re Versiegelung nach der Lieferung entfernt wurde, 

4. Verträge zur Lieferung von Waren, wenn diese nach der Lieferung auf 
Grund ihrer Beschaffenheit untrennbar mit anderen Gütern vermischt 
wurden, 

5. Verträge zur Lieferung alkoholischer Getränke, deren Preis bei Vertrags-
schluss vereinbart wurde, die aber frühestens 30 Tage nach Vertragsschluss 
geliefert werden können und deren aktueller Wert von Schwankungen auf 
dem Markt abhängt, auf die der Unternehmer keinen Einfluss hat, 

6. Verträge zur Lieferung von Ton- oder Videoaufnahmen oder Computer-
software in einer versiegelten Packung, wenn die Versiegelung nach der 
Lieferung entfernt wurde, 

7. Verträge zur Lieferung von Zeitungen, Zeitschriften oder Illustrierten mit 
Ausnahme von Abonnement-Verträgen, 

8. Verträge zur Lieferung von Waren oder zur Erbringung von Dienstleistun-
gen, einschließlich Finanzdienstleistungen, deren Preis von Schwankungen 
auf dem Finanzmarkt abhängt, auf die der Unternehmer keinen Einfluss hat 
und die innerhalb der Widerrufsfrist auftreten können, insbesondere 
Dienstleistungen im Zusammenhang mit Aktien, mit Anteilen an offenen 
Investmentvermögen im Sinne von § 1 Absatz 4 des Kapitalanlagegesetz-
buchs und mit anderen  handelbaren Wertpapieren, Devisen, Derivaten o-
der Geldmarktinstrumenten, 

9. vorbehaltlich des Satzes 2 Verträge zur Erbringung von Dienstleistungen in 
den Bereichen Beherbergung zu anderen Zwecken als zu Wohnzwecken, 
Beförderung von Waren, Kraftfahrzeugvermietung, Lieferung von Speisen 
und Getränken sowie zur Erbringung weiterer Dienstleistungen im Zu-
sammenhang mit Freizeitbetätigungen, wenn der Vertrag für die Erbrin-
gung einen spezifischen Termin oder Zeitraum vorsieht, 
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10. Verträge, die im Rahmen einer Vermarktungsform geschlossen werden, bei 
der der Unternehmer Verbrauchern, die persönlich anwesend sind oder de-
nen diese Möglichkeit gewährt wird, Waren oder Dienstleistungen anbietet, 
und zwar in einem vom Versteigerer durchgeführten, auf konkurrierenden 
Geboten basierenden transparenten Verfahren, bei dem der Bieter, der den 
Zuschlag erhalten hat, zum Erwerb der Waren oder Dienstleistungen ver-
pflichtet ist (öffentlich zugängliche Versteigerung), 

11. Verträge, bei denen der Verbraucher den Unternehmer ausdrücklich aufge-
fordert hat, ihn aufzusuchen, um dringende Reparatur- oder Instandhal-
tungsarbeiten vorzunehmen; dies gilt nicht hinsichtlich weiterer bei dem 
Besuch erbrachter Dienstleistungen, die der Verbraucher nicht ausdrück-
lich verlangt hat, oder hinsichtlich solcher bei dem Besuch gelieferter Wa-
ren, die bei der Instandhaltung oder Reparatur nicht unbedingt als Ersatz-
teile benötigt werden, 

12. Verträge zur Erbringung von Wett- und Lotteriedienstleistungen, es sei 
denn, dass der Verbraucher seine Vertragserklärung telefonisch abgegeben 
hat oder der Vertrag außerhalb von Geschäftsräumen geschlossen wurde, 
und 

13. notariell beurkundete Verträge; dies gilt für Fernabsatzverträge über Fi-
nanzdienstleistungen nur, wenn der Notar bestätigt, dass die Rechte des 
Verbrauchers aus § 312d Absatz 2 gewahrt sind. 
Die Ausnahme nach Satz 1 Nummer 9 gilt nicht für Verträge über Reiseleis-
tungen nach § 651a, wenn diese außerhalb von Geschäftsräumen geschlos-
sen worden sind, es sei denn, die mündlichen Verhandlungen, auf denen 
der Vertragsschluss beruht, sind auf vorhergehende Bestellung des Ver-
brauchers geführt worden. 

(3) Das Widerrufsrecht besteht ferner nicht bei Verträgen, bei denen dem 
Verbraucher bereits auf Grund der §§ 495, 506 bis 513 ein Widerrufsrecht nach 
§ 355 zusteht, und nicht bei außerhalb von Geschäftsräumen geschlossenen 
Verträgen, bei denen dem Verbraucher bereits nach § 305 Absatz 1 bis 6 des 
Kapitalanlagegesetzbuchs ein Widerrufsrecht zusteht. 

§ 312h Kündigung und Vollmacht zur Kündigung 
Wird zwischen einem Unternehmer und einem Verbraucher nach diesem Unter-
titel ein Dauerschuldverhältnis begründet, das ein zwischen dem Verbraucher 
und einem anderen Unternehmer bestehendes Dauerschuldverhältnis ersetzen 
soll, und wird anlässlich der Begründung des Dauerschuldverhältnisses von dem 
Verbraucher 
1. die Kündigung des bestehenden Dauerschuldverhältnisses erklärt und der 

Unternehmer oder ein von ihm beauftragter Dritter zur Übermittlung der 
Kündigung an den bisherigen Vertragspartner des Verbrauchers beauftragt 
oder 

2. der Unternehmer oder ein von ihm beauftragter Dritter zur Erklärung der 
Kündigung gegenüber dem bisherigen Vertragspartner des Verbrauchers 
bevollmächtigt, bedarf die Kündigung des Verbrauchers oder die Vollmacht 
zur Kündigung der Textform. 

[…] 
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Titel 2 
Gegenseitiger Vertrag 

§ 320 Einrede des nicht erfüllten Vertrags 
(1) Wer aus einem gegenseitigen Vertrag verpflichtet ist, kann die ihm oblie-
gende Leistung bis zur Bewirkung der Gegenleistung verweigern, es sei denn, 
dass er vorzuleisten verpflichtet ist. Hat die Leistung an mehrere zu erfolgen, so 
kann dem einzelnen der ihm gebührende Teil bis zur Bewirkung der ganzen 
Gegenleistung verweigert werden. Die Vorschrift des § 273 Abs. 3 findet keine 
Anwendung. 
(2) Ist von der einen Seite teilweise geleistet worden, so kann die Gegenleis-
tung insoweit nicht verweigert werden, als die Verweigerung nach den Umstän-
den, insbesondere wegen verhältnismäßiger Geringfügigkeit des rückständigen 
Teils, gegen Treu und Glauben verstoßen würde. 

§ 321 Unsicherheitseinrede 
(1) Wer aus einem gegenseitigen Vertrag vorzuleisten verpflichtet ist, kann 
die ihm obliegende Leistung verweigern, wenn nach Abschluss des Vertrags 
erkennbar wird, dass sein Anspruch auf die Gegenleistung durch mangelnde 
Leistungsfähigkeit des anderen Teils gefährdet wird. Das Leistungsverweige-
rungsrecht entfällt, wenn die Gegenleistung bewirkt oder Sicherheit für sie 
geleistet wird. 
(2) Der Vorleistungspflichtige kann eine angemessene Frist bestimmen, in 
welcher der andere Teil Zug um Zug gegen die Leistung nach seiner Wahl die 
Gegenleistung zu bewirken oder Sicherheit zu leisten hat. Nach erfolglosem 
Ablauf der Frist kann der Vorleistungspflichtige vom Vertrag zurücktreten. 
§ 323 findet entsprechende Anwendung. 

§ 322 Verurteilung zur Leistung Zug-um-Zug 
(1) Erhebt aus einem gegenseitigen Vertrag der eine Teil Klage auf die ihm 
geschuldete Leistung, so hat die Geltendmachung des dem anderen Teil zu-
stehenden Rechts, die Leistung bis zur Bewirkung der Gegenleistung zu verwei-
gern, nur die Wirkung, dass der andere Teil zur Erfüllung Zug um Zug zu verur-
teilen ist. 
(2) Hat der klagende Teil vorzuleisten, so kann er, wenn der andere Teil im 
Verzug der Annahme ist, auf Leistung nach Empfang der Gegenleistung klagen. 
(3) Auf die Zwangsvollstreckung findet die Vorschrift des § 274 Abs. 2 An-
wendung. 

§ 323 Rücktritt wegen nicht oder nicht vertragsgemäß erbrachter Leis-
tung 
(1) Erbringt bei einem gegenseitigen Vertrag der Schuldner eine fällige Leis-
tung nicht oder nicht vertragsgemäß, so kann der Gläubiger, wenn er dem 
Schuldner erfolglos eine angemessene Frist zur Leistung oder Nacherfüllung 
bestimmt hat, vom Vertrag zurücktreten. 
(2) Die Fristsetzung ist entbehrlich, wenn 
1. der Schuldner die Leistung ernsthaft und endgültig verweigert, 
2. der Schuldner die Leistung bis zu einem im Vertrag bestimmten Termin 

oder innerhalb einer im Vertrag bestimmten Frist nicht bewirkt, obwohl die 
termin- oder fristgerechte Leistung nach einer Mitteilung des Gläubigers an 
den Schuldner vor Vertragsschluss oder auf Grund anderer den Vertragsab-
schluss begleitenden Umstände für den Gläubiger wesentlich ist, oder 



 
 37 

3. im Falle einer nicht vertragsgemäß erbrachten Leistung besondere Umstän-
de vorliegen, die unter Abwägung der beiderseitigen Interessen den sofor-
tigen Rücktritt rechtfertigen. 

(3) Kommt nach der Art der Pflichtverletzung eine Fristsetzung nicht in 
Betracht, so tritt an deren Stelle eine Abmahnung. 
(4) Der Gläubiger kann bereits vor dem Eintritt der Fälligkeit der Leistung 
zurücktreten, wenn offensichtlich ist, dass die Voraussetzungen des Rücktritts 
eintreten werden. 
(5) Hat der Schuldner eine Teilleistung bewirkt, so kann der Gläubiger vom 
ganzen Vertrag nur zurücktreten, wenn er an der Teilleistung kein Interesse hat. 
Hat der Schuldner die Leistung nicht vertragsgemäß bewirkt, so kann der Gläu-
biger vom Vertrag nicht zurücktreten, wenn die Pflichtverletzung unerheblich 
ist. 
(6) Der Rücktritt ist ausgeschlossen, wenn der Gläubiger für den Umstand, 
der ihn zum Rücktritt berechtigen würde, allein oder weit überwiegend verant-
wortlich ist oder wenn der vom Schuldner nicht zu vertretende Umstand zu 
einer Zeit eintritt, zu welcher der Gläubiger im Verzug der Annahme ist. 

§ 324 Rücktritt wegen Verletzung einer Pflicht nach § 241 Abs. 2 
Verletzt der Schuldner bei einem gegenseitigen Vertrag eine Pflicht nach § 241 
Abs. 2, so kann der Gläubiger zurücktreten, wenn ihm ein Festhalten am Vertrag 
nicht mehr zuzumuten ist. 
[…] 
 

Abschnitt 8 
Einzelne Schuldverhältnisse 

Titel 1 
Kauf, Tausch 
Untertitel 1 

Allgemeine Vorschriften 

§ 433 Vertragstypische Pflichten beim Kaufvertrag 
(1) Durch den Kaufvertrag wird der Verkäufer einer Sache verpflichtet, dem 
Käufer die Sache zu übergeben und das Eigentum an der Sache zu verschaffen. 
Der Verkäufer hat dem Käufer die Sache frei von Sach- und Rechtsmängeln zu 
verschaffen. 
(2) Der Käufer ist verpflichtet, dem Verkäufer den vereinbarten Kaufpreis zu 
zahlen und die gekaufte Sache abzunehmen. 

§ 434 Sachmangel 
(1) Die Sache ist frei von Sachmängeln, wenn sie bei Gefahrübergang die 
vereinbarte Beschaffenheit hat. Soweit die Beschaffenheit nicht vereinbart ist, ist 
die Sache frei von Sachmängeln, 
1. wenn sie sich für die nach dem Vertrag vorausgesetzte Verwendung eignet, 

sonst 
2. wenn sie sich für die gewöhnliche Verwendung eignet und eine Beschaf-

fenheit aufweist, die bei Sachen der gleichen Art üblich ist und die der Käu-
fer nach der Art der Sache erwarten kann. 
Zu der Beschaffenheit nach Satz 2 Nr. 2 gehören auch Eigenschaften, die 
der Käufer nach den öffentlichen Äußerungen des Verkäufers, des Herstel-
lers (§ 4 Abs. 1 und 2 des Produkthaftungsgesetzes) oder seines Gehilfen 
insbesondere in der Werbung oder bei der Kennzeichnung über bestimmte 
Eigenschaften der Sache erwarten kann, es sei denn, dass der Verkäufer die 
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Äußerung nicht kannte und auch nicht kennen musste, dass sie im Zeit-
punkt des Vertragsschlusses in gleichwertiger Weise berichtigt war oder 
dass sie die Kaufentscheidung nicht beeinflussen konnte. 

(2) Ein Sachmangel ist auch dann gegeben, wenn die vereinbarte Montage 
durch den Verkäufer oder dessen Erfüllungsgehilfen unsachgemäß durchgeführt 
worden ist. Ein Sachmangel liegt bei einer zur Montage bestimmten Sache ferner 
vor, wenn die Montageanleitung mangelhaft ist, es sei denn, die Sache ist fehler-
frei montiert worden. 
(3) Einem Sachmangel steht es gleich, wenn der Verkäufer eine andere Sache 
oder eine zu geringe Menge liefert. 

§ 435 Rechtsmangel 
Die Sache ist frei von Rechtsmängeln, wenn Dritte in Bezug auf die Sache keine 
oder nur die im Kaufvertrag übernommenen Rechte gegen den Käufer geltend 
machen können. Einem Rechtsmangel steht es gleich, wenn im Grundbuch ein 
Recht eingetragen ist, das nicht besteht. 

§ 436 Öffentliche Lasten von Grundstücken 
(1) Soweit nicht anders vereinbart, ist der Verkäufer eines Grundstücks ver-
pflichtet, Erschließungsbeiträge und sonstige Anliegerbeiträge für die Maßnah-
men zu tragen, die bis zum Tage des Vertragsschlusses bautechnisch begonnen 
sind, unabhängig vom Zeitpunkt des Entstehens der Beitragsschuld. 
(2) Der Verkäufer eines Grundstücks haftet nicht für die Freiheit des Grund-
stücks von anderen öffentlichen Abgaben und von anderen öffentlichen Lasten, 
die zur Eintragung in das Grundbuch nicht geeignet sind. 

§ 437 Rechte des Käufers bei Mängeln 
Ist die Sache mangelhaft, kann der Käufer, wenn die Voraussetzungen der fol-
genden Vorschriften vorliegen und soweit nicht ein anderes bestimmt ist, 
1. nach § 439 Nacherfüllung verlangen, 
2. nach den §§ 440, 323 und 326 Abs. 5 von dem Vertrag zurücktreten oder 

nach § 441 den Kaufpreis mindern und 
3. nach den §§ 440, 280, 281, 283 und 311a Schadensersatz oder nach § 284 

Ersatz vergeblicher Aufwendungen verlangen. 

§ 438 Verjährung der Mängelansprüche 
(1) Die in § 437 Nr. 1 und 3 bezeichneten Ansprüche verjähren 
1. in 30 Jahren, wenn der Mangel 

a) in einem dinglichen Recht eines Dritten, auf Grund dessen Herausga-
be der Kaufsache verlangt werden kann, oder 

b) in einem sonstigen Recht, das im Grundbuch eingetragen ist, besteht, 
2. in fünf Jahren 

a) bei einem Bauwerk und 
b) bei einer Sache, die entsprechend ihrer üblichen Verwendungsweise 

für ein Bauwerk verwendet worden ist und dessen Mangelhaftigkeit 
verursacht hat, und 

3. im Übrigen in zwei Jahren. 
(2) Die Verjährung beginnt bei Grundstücken mit der Übergabe, im Übrigen 
mit der Ablieferung der Sache. 
(3) Abweichend von Absatz 1 Nr. 2 und 3 und Absatz 2 verjähren die Ansprü-
che in der regelmäßigen Verjährungsfrist, wenn der Verkäufer den Mangel 
arglistig verschwiegen hat. Im Falle des Absatzes 1 Nr. 2 tritt die Verjährung 
jedoch nicht vor Ablauf der dort bestimmten Frist ein. 
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(4) Für das in § 437 bezeichnete Rücktrittsrecht gilt § 218. Der Käufer kann 
trotz einer Unwirksamkeit des Rücktritts nach § 218 Abs. 1 die Zahlung des 
Kaufpreises insoweit verweigern, als er auf Grund des Rücktritts dazu berechtigt 
sein würde. Macht er von diesem Recht Gebrauch, kann der Verkäufer vom 
Vertrag zurücktreten. 
(5) Auf das in § 437 bezeichnete Minderungsrecht finden § 218 und Absatz 4 
Satz 2 entsprechende Anwendung. 

§ 439 Nacherfüllung 
(1) Der Käufer kann als Nacherfüllung nach seiner Wahl die Beseitigung des 
Mangels oder die Lieferung einer mangelfreien Sache verlangen. 
(2) Der Verkäufer hat die zum Zwecke der Nacherfüllung erforderlichen 
Aufwendungen, insbesondere Transport-, Wege-, Arbeits- und Materialkosten 
zu tragen. 
(3) Der Verkäufer kann die vom Käufer gewählte Art der Nacherfüllung 
unbeschadet des § 275 Abs. 2 und 3 verweigern, wenn sie nur mit unverhältnis-
mäßigen Kosten möglich ist. Dabei sind insbesondere der Wert der Sache in 
mangelfreiem Zustand, die Bedeutung des Mangels und die Frage zu berücksich-
tigen, ob auf die andere Art der Nacherfüllung ohne erhebliche Nachteile für 
den Käufer zurückgegriffen werden könnte. Der Anspruch des Käufers be-
schränkt sich in diesem Fall auf die andere Art der Nacherfüllung; das Recht des 
Verkäufers, auch diese unter den Voraussetzungen des Satzes 1 zu verweigern, 
bleibt unberührt. 
(4) Liefert der Verkäufer zum Zwecke der Nacherfüllung eine mangelfreie 
Sache, so kann er vom Käufer Rückgewähr der mangelhaften Sache nach Maß-
gabe der §§ 346 bis 348 verlangen. 

§ 440 Besondere Bestimmungen für Rücktritt und Schadensersatz 
Außer in den Fällen des § 281 Abs. 2 und des § 323 Abs. 2 bedarf es der Fristset-
zung auch dann nicht, wenn der Verkäufer beide Arten der Nacherfüllung ge-
mäß § 439 Abs. 3 verweigert oder wenn die dem Käufer zustehende Art der 
Nacherfüllung fehlgeschlagen oder ihm unzumutbar ist. Eine Nachbesserung gilt 
nach dem erfolglosen zweiten Versuch als fehlgeschlagen, wenn sich nicht 
insbesondere aus der Art der Sache oder des Mangels oder den sonstigen Um-
ständen etwas anderes ergibt. 

§ 441 Minderung 
(1) Statt zurückzutreten, kann der Käufer den Kaufpreis durch Erklärung 
gegenüber dem Verkäufer mindern. Der Ausschlussgrund des § 323 Abs. 5 Satz 2 
findet keine Anwendung. 
(2) Sind auf der Seite des Käufers oder auf der Seite des Verkäufers mehrere 
beteiligt, so kann die Minderung nur von allen oder gegen alle erklärt werden. 
(3) Bei der Minderung ist der Kaufpreis in dem Verhältnis herabzusetzen, in 
welchem zur Zeit des Vertragsschlusses der Wert der Sache in mangelfreiem 
Zustand zu dem wirklichen Wert gestanden haben würde. Die Minderung ist, 
soweit erforderlich, durch Schätzung zu ermitteln. 
(4) Hat der Käufer mehr als den geminderten Kaufpreis gezahlt, so ist der 
Mehrbetrag vom Verkäufer zu erstatten. § 346 Abs. 1 und § 347 Abs. 1 finden 
entsprechende Anwendung. 

§ 442 Kenntnis des Käufers 
(1) Die Rechte des Käufers wegen eines Mangels sind ausgeschlossen, wenn 
er bei Vertragsschluss den Mangel kennt. Ist dem Käufer ein Mangel infolge 
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grober Fahrlässigkeit unbekannt geblieben, kann der Käufer Rechte wegen 
dieses Mangels nur geltend machen, wenn der Verkäufer den Mangel arglistig 
verschwiegen oder eine Garantie für die Beschaffenheit der Sache übernommen 
hat. 
(2) Ein im Grundbuch eingetragenes Recht hat der Verkäufer zu beseitigen, 
auch wenn es der Käufer kennt. 

§ 443 Garantie 
(1) Geht der Verkäufer, der Hersteller oder ein sonstiger Dritter in einer 
Erklärung oder einschlägigen Werbung, die vor oder bei Abschluss des Kaufver-
trags verfügbar war, zusätzlich zu der gesetzlichen Mängelhaftung insbesondere 
die Verpflichtung ein, den Kaufpreis zu erstatten, die Sache auszutauschen, 
nachzubessern oder in ihrem Zusammenhang Dienstleistungen zu erbringen, 
falls die Sache nicht diejenige Beschaffenheit aufweist oder andere als die Män-
gelfreiheit betreffende Anforderungen nicht erfüllt, die in der Erklärung oder 
einschlägigen Werbung beschrieben sind (Garantie), stehen dem Käufer im 
Garantiefall unbeschadet der gesetzlichen Ansprüche die Rechte aus der Garan-
tie gegenüber demjenigen zu, der die Garantie gegeben hat (Garantiegeber). 
(2) Soweit der Garantiegeber eine Garantie dafür übernommen hat, dass die 
Sache für eine bestimmte Dauer eine bestimmte Beschaffenheit behält (Haltbar-
keitsgarantie), wird vermutet, dass ein während ihrer Geltungsdauer auftreten-
der Sachmangel die Rechte aus der Garantie begründet. 

§ 444 Haftungsausschluss 
Auf eine Vereinbarung, durch welche die Rechte des Käufers wegen eines Man-
gels ausgeschlossen oder beschränkt werden, kann sich der Verkäufer nicht 
berufen, soweit er den Mangel arglistig verschwiegen oder eine Garantie für die 
Beschaffenheit der Sache übernommen hat. 

§ 445 Haftungsbegrenzung bei öffentlichen Versteigerungen 
Wird eine Sache auf Grund eines Pfandrechts in einer öffentlichen Versteige-
rung unter der Bezeichnung als Pfand verkauft, so stehen dem Käufer Rechte 
wegen eines Mangels nur zu, wenn der Verkäufer den Mangel arglistig ver-
schwiegen oder eine Garantie für die Beschaffenheit der Sache übernommen 
hat. 

§ 446 Gefahr- und Lastenübergang 
Mit der Übergabe der verkauften Sache geht die Gefahr des zufälligen Unter-
gangs und der zufälligen Verschlechterung auf den Käufer über. Von der Über-
gabe an gebühren dem Käufer die Nutzungen und trägt er die Lasten der Sache. 
Der Übergabe steht es gleich, wenn der Käufer im Verzug der Annahme ist. 

§ 447 Gefahrübergang beim Versendungskauf 
(1) Versendet der Verkäufer auf Verlangen des Käufers die verkaufte Sache 
nach einem anderen Ort als dem Erfüllungsort, so geht die Gefahr auf den Käu-
fer über, sobald der Verkäufer die Sache dem Spediteur, dem Frachtführer oder 
der sonst zur Ausführung der Versendung bestimmten Person oder Anstalt 
ausgeliefert hat. 
(2) Hat der Käufer eine besondere Anweisung über die Art der Versendung 
erteilt und weicht der Verkäufer ohne dringenden Grund von der Anweisung ab, 
so ist der Verkäufer dem Käufer für den daraus entstehenden Schaden verant-
wortlich. 
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§ 448 Kosten der Übergabe und vergleichbare Kosten 
(1) Der Verkäufer trägt die Kosten der Übergabe der Sache, der Käufer die 
Kosten der Abnahme und der Versendung der Sache nach einem anderen Ort als 
dem Erfüllungsort. 
(2) Der Käufer eines Grundstücks trägt die Kosten der Beurkundung des 
Kaufvertrags und der Auflassung, der Eintragung ins Grundbuch und der zu der 
Eintragung erforderlichen Erklärungen. 

§ 449 Eigentumsvorbehalt 
(1) Hat sich der Verkäufer einer beweglichen Sache das Eigentum bis zur 
Zahlung des Kaufpreises vorbehalten, so ist im Zweifel anzunehmen, dass das 
Eigentum unter der aufschiebenden Bedingung vollständiger Zahlung des Kauf-
preises übertragen wird (Eigentumsvorbehalt). 
(2) Auf Grund des Eigentumsvorbehalts kann der Verkäufer die Sache nur 
herausverlangen, wenn er vom Vertrag zurückgetreten ist. 
(3) Die Vereinbarung eines Eigentumsvorbehalts ist nichtig, soweit der Eigen-
tumsübergang davon abhängig gemacht wird, dass der Käufer Forderungen 
eines Dritten, insbesondere eines mit dem Verkäufer verbundenen Unterneh-
mens, erfüllt. 

§ 450 Ausgeschlossene Käufer bei bestimmten Verkäufen 
(1) Bei einem Verkauf im Wege der Zwangsvollstreckung dürfen der mit der 
Vornahme oder Leitung des Verkaufs Beauftragte und die von ihm zugezogenen 
Gehilfen einschließlich des Protokollführers den zu verkaufenden Gegenstand 
weder für sich persönlich oder durch einen anderen noch als Vertreter eines 
anderen kaufen. 
(2) Absatz 1 gilt auch bei einem Verkauf außerhalb der Zwangsvollstreckung, 
wenn der Auftrag zu dem Verkauf auf Grund einer gesetzlichen Vorschrift 
erteilt worden ist, die den Auftraggeber ermächtigt, den Gegenstand für Rech-
nung eines anderen verkaufen zu lassen, insbesondere in den Fällen des Pfand-
verkaufs und des in den §§ 383 und 385 zugelassenen Verkaufs, sowie bei einem 
Verkauf aus einer Insolvenzmasse. 

§ 451 Kauf durch ausgeschlossenen Käufer 
(1) Die Wirksamkeit eines dem § 450 zuwider erfolgten Kaufs und der Über-
tragung des gekauften Gegenstandes hängt von der Zustimmung der bei dem 
Verkauf als Schuldner, Eigentümer oder Gläubiger Beteiligten ab. Fordert der 
Käufer einen Beteiligten zur Erklärung über die Genehmigung auf, so findet 
§ 177 Abs. 2 entsprechende Anwendung. 
(2) Wird infolge der Verweigerung der Genehmigung ein neuer Verkauf 
vorgenommen, so hat der frühere Käufer für die Kosten des neuen Verkaufs 
sowie für einen Mindererlös aufzukommen. 

§ 452 Schiffskauf 
Die Vorschriften dieses Untertitels über den Kauf von Grundstücken finden auf 
den Kauf von eingetragenen Schiffen und Schiffsbauwerken entsprechende 
Anwendung. 

§ 453 Rechtskauf 
(1) Die Vorschriften über den Kauf von Sachen finden auf den Kauf von 
Rechten und sonstigen Gegenständen entsprechende Anwendung. 
(2) Der Verkäufer trägt die Kosten der Begründung und Übertragung des 
Rechts. 
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(3) Ist ein Recht verkauft, das zum Besitz einer Sache berechtigt, so ist der 
Verkäufer verpflichtet, dem Käufer die Sache frei von Sach- und Rechtsmängeln 
zu übergeben. 
[…] 

Titel 12 
Auftrag, Geschäftsbesorgungsvertrag und Zahlungsdienste 

Untertitel 1 
Auftrag 

§ 662 Vertragstypische Pflichten beim Auftrag 
Durch die Annahme eines Auftrags verpflichtet sich der Beauftragte, ein ihm 
von dem Auftraggeber übertragenes Geschäft für diesen unentgeltlich zu besor-
gen. 

§ 663 Anzeigepflicht bei Ablehnung 
Wer zur Besorgung gewisser Geschäfte öffentlich bestellt ist oder sich öffentlich 
erboten hat, ist, wenn er einen auf solche Geschäfte gerichteten Auftrag nicht 
annimmt, verpflichtet, die Ablehnung dem Auftraggeber unverzüglich anzuzei-
gen. Das Gleiche gilt, wenn sich jemand dem Auftraggeber gegenüber zur Be-
sorgung gewisser Geschäfte erboten hat. 

§ 664 Unübertragbarkeit; Haftung für Gehilfen 
(1) Der Beauftragte darf im Zweifel die Ausführung des Auftrags nicht einem 
Dritten übertragen. Ist die Übertragung gestattet, so hat er nur ein ihm bei der 
Übertragung zur Last fallendes Verschulden zu vertreten. Für das Verschulden 
eines Gehilfen ist er nach § 278 verantwortlich. 
(2) Der Anspruch auf Ausführung des Auftrags ist im Zweifel nicht übertrag-
bar. 

§ 665 Abweichung von Weisungen 
Der Beauftragte ist berechtigt, von den Weisungen des Auftraggebers abzuwei-
chen, wenn er den Umständen nach annehmen darf, dass der Auftraggeber bei 
Kenntnis der Sachlage die Abweichung billigen würde. Der Beauftragte hat vor 
der Abweichung dem Auftraggeber Anzeige zu machen und dessen Entschlie-
ßung abzuwarten, wenn nicht mit dem Aufschub Gefahr verbunden ist. 

§ 666 Auskunfts- und Rechenschaftspflicht 
Der Beauftragte ist verpflichtet, dem Auftraggeber die erforderlichen Nachrich-
ten zu geben, auf Verlangen über den Stand des Geschäfts Auskunft zu erteilen 
und nach der Ausführung des Auftrags Rechenschaft abzulegen. 

§ 667 Herausgabepflicht 
Der Beauftragte ist verpflichtet, dem Auftraggeber alles, was er zur Ausführung 
des Auftrags erhält und was er aus der Geschäftsbesorgung erlangt, herauszuge-
ben. 

§ 668 Verzinsung des verwendeten Geldes 
Verwendet der Beauftragte Geld für sich, das er dem Auftraggeber herauszuge-
ben oder für ihn zu verwenden hat, so ist er verpflichtet, es von der Zeit der 
Verwendung an zu verzinsen. 

§ 669 Vorschusspflicht 
Für die zur Ausführung des Auftrags erforderlichen Aufwendungen hat der 
Auftraggeber dem Beauftragten auf Verlangen Vorschuss zu leisten. 
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§ 670 Ersatz von Aufwendungen 
Macht der Beauftragte zum Zwecke der Ausführung des Auftrags Aufwendun-
gen, die er den Umständen nach für erforderlich halten darf, so ist der Auftrag-
geber zum Ersatz verpflichtet. 

§ 671 Widerruf; Kündigung 
(1) Der Auftrag kann von dem Auftraggeber jederzeit widerrufen, von dem 
Beauftragten jederzeit gekündigt werden. 
(2) Der Beauftragte darf nur in der Art kündigen, dass der Auftraggeber für 
die Besorgung des Geschäfts anderweit Fürsorge treffen kann, es sei denn, dass 
ein wichtiger Grund für die unzeitige Kündigung vorliegt. Kündigt er ohne 
solchen Grund zur Unzeit, so hat er dem Auftraggeber den daraus entstehenden 
Schaden zu ersetzen. 
(3) Liegt ein wichtiger Grund vor, so ist der Beauftragte zur Kündigung auch 
dann berechtigt, wenn er auf das Kündigungsrecht verzichtet hat. 

§ 672 Tod oder Geschäftsunfähigkeit des Auftraggebers 
Der Auftrag erlischt im Zweifel nicht durch den Tod oder den Eintritt der Ge-
schäftsunfähigkeit des Auftraggebers. Erlischt der Auftrag, so hat der Beauftrag-
te, wenn mit dem Aufschub Gefahr verbunden ist, die Besorgung des übertrage-
nen Geschäfts fortzusetzen, bis der Erbe oder der gesetzliche Vertreter des Auf-
traggebers anderweit Fürsorge treffen kann; der Auftrag gilt insoweit als fortbe-
stehend. 

§ 673 Tod des Beauftragten 
Der Auftrag erlischt im Zweifel durch den Tod des Beauftragten. Erlischt der 
Auftrag, so hat der Erbe des Beauftragten den Tod dem Auftraggeber unverzüg-
lich anzuzeigen und, wenn mit dem Aufschub Gefahr verbunden ist, die Besor-
gung des übertragenen Geschäfts fortzusetzen, bis der Auftraggeber anderweit 
Fürsorge treffen kann; der Auftrag gilt insoweit als fortbestehend. 

§ 674 Fiktion des Fortbestehens 
Erlischt der Auftrag in anderer Weise als durch Widerruf, so gilt er zugunsten 
des Beauftragten gleichwohl als fortbestehend, bis der Beauftragte von dem 
Erlöschen Kenntnis erlangt oder das Erlöschen kennen muss. 
 

Untertitel 2 
Geschäftsbesorgungsvertrag 

§ 675 Entgeltliche Geschäftsbesorgung 
(1) Auf einen Dienstvertrag oder einen Werkvertrag, der eine Geschäftsbe-
sorgung zum Gegenstand hat, finden, soweit in diesem Untertitel nichts Abwei-
chendes bestimmt wird, die Vorschriften der §§ 663, 665 bis 670, 672 bis 674 und, 
wenn dem Verpflichteten das Recht zusteht, ohne Einhaltung einer Kündigungs-
frist zu kündigen, auch die Vorschriften des § 671 Abs. 2 entsprechende Anwen-
dung. 
(2) Wer einem anderen einen Rat oder eine Empfehlung erteilt, ist, unbescha-
det der sich aus einem Vertragsverhältnis, einer unerlaubten Handlung oder 
einer sonstigen gesetzlichen Bestimmung ergebenden Verantwortlichkeit, zum 
Ersatz des aus der Befolgung des Rates oder der Empfehlung entstehenden 
Schadens nicht verpflichtet. 
(3) Ein Vertrag, durch den sich der eine Teil verpflichtet, die Anmeldung oder 
Registrierung des anderen Teils zur Teilnahme an Gewinnspielen zu bewirken, 
die von einem Dritten durchgeführt werden, bedarf der Textform. 
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§ 675a Informationspflichten 
Wer zur Besorgung von Geschäften öffentlich bestellt ist oder sich dazu öffent-
lich erboten hat, stellt für regelmäßig anfallende standardisierte Geschäftsvor-
gänge (Standardgeschäfte) unentgeltlich Informationen über Entgelte und Aus-
lagen der Geschäftsbesorgung in Textform zur Verfügung, soweit nicht eine 
Preisfestsetzung nach § 315 erfolgt oder die Entgelte und Auslagen gesetzlich 
verbindlich geregelt sind. 

§ 675b Aufträge zur Übertragung von Wertpapieren in Systemen 
Der Teilnehmer an Wertpapierlieferungs- und Abrechnungssystemen kann 
einen Auftrag, der die Übertragung von Wertpapieren oder Ansprüchen auf 
Herausgabe von Wertpapieren im Wege der Verbuchung oder auf sonstige 
Weise zum Gegenstand hat, von dem in den Regeln des Systems bestimmten 
Zeitpunkt an nicht mehr widerrufen. 
[…] 
 

Titel 26 
Ungerechtfertigte Bereicherung 

§ 812 Herausgabeanspruch 
(1) Wer durch die Leistung eines anderen oder in sonstiger Weise auf dessen 
Kosten etwas ohne rechtlichen Grund erlangt, ist ihm zur Herausgabe verpflich-
tet. Diese Verpflichtung besteht auch dann, wenn der rechtliche Grund später 
wegfällt oder der mit einer Leistung nach dem Inhalt des Rechtsgeschäfts be-
zweckte Erfolg nicht eintritt. 
(2) Als Leistung gilt auch die durch Vertrag erfolgte Anerkennung des Beste-
hens oder des Nichtbestehens eines Schuldverhältnisses. 

§ 813 Erfüllung trotz Einrede 
(1) Das zum Zwecke der Erfüllung einer Verbindlichkeit Geleistete kann auch 
dann zurückgefordert werden, wenn dem Anspruch eine Einrede entgegenstand, 
durch welche die Geltendmachung des Anspruchs dauernd ausgeschlossen 
wurde. Die Vorschrift des § 214 Abs. 2 bleibt unberührt. 
(2) Wird eine betagte Verbindlichkeit vorzeitig erfüllt, so ist die Rückforde-
rung ausgeschlossen; die Erstattung von Zwischenzinsen kann nicht verlangt 
werden. 

§ 814 Kenntnis der Nichtschuld 
Das zum Zwecke der Erfüllung einer Verbindlichkeit Geleistete kann nicht 
zurückgefordert werden, wenn der Leistende gewusst hat, dass er zur Leistung 
nicht verpflichtet war, oder wenn die Leistung einer sittlichen Pflicht oder einer 
auf den Anstand zu nehmenden Rücksicht entsprach. 

§ 815 Nichteintritt des Erfolgs 
Die Rückforderung wegen Nichteintritts des mit einer Leistung bezweckten 
Erfolgs ist ausgeschlossen, wenn der Eintritt des Erfolgs von Anfang an unmög-
lich war und der Leistende dies gewusst hat oder wenn der Leistende den Ein-
tritt des Erfolgs wider Treu und Glauben verhindert hat. 

§ 816 Verfügung eines Nichtberechtigten 
(1) Trifft ein Nichtberechtigter über einen Gegenstand eine Verfügung, die 
dem Berechtigten gegenüber wirksam ist, so ist er dem Berechtigten zur Her-
ausgabe des durch die Verfügung Erlangten verpflichtet. Erfolgt die Verfügung 



 
 45 

unentgeltlich, so trifft die gleiche Verpflichtung denjenigen, welcher auf Grund 
der Verfügung unmittelbar einen rechtlichen Vorteil erlangt. 
(2) Wird an einen Nichtberechtigten eine Leistung bewirkt, die dem Berech-
tigten gegenüber wirksam ist, so ist der Nichtberechtigte dem Berechtigten zur 
Herausgabe des Geleisteten verpflichtet. 

§ 817 Verstoß gegen Gesetz oder gute Sitten 
War der Zweck einer Leistung in der Art bestimmt, dass der Empfänger durch 
die Annahme gegen ein gesetzliches Verbot oder gegen die guten Sitten versto-
ßen hat, so ist der Empfänger zur Herausgabe verpflichtet. Die Rückforderung 
ist ausgeschlossen, wenn dem Leistenden gleichfalls ein solcher Verstoß zur Last 
fällt, es sei denn, dass die Leistung in der Eingehung einer Verbindlichkeit be-
stand; das zur Erfüllung einer solchen Verbindlichkeit Geleistete kann nicht 
zurückgefordert werden. 

§ 818 Umfang des Bereicherungsanspruchs 
(1) Die Verpflichtung zur Herausgabe erstreckt sich auf die gezogenen Nut-
zungen sowie auf dasjenige, was der Empfänger auf Grund eines erlangten 
Rechts oder als Ersatz für die Zerstörung, Beschädigung oder Entziehung des 
erlangten Gegenstands erwirbt. 
(2) Ist die Herausgabe wegen der Beschaffenheit des Erlangten nicht möglich 
oder ist der Empfänger aus einem anderen Grunde zur Herausgabe außerstande, 
so hat er den Wert zu ersetzen. 
(3) Die Verpflichtung zur Herausgabe oder zum Ersatz des Wertes ist ausge-
schlossen, soweit der Empfänger nicht mehr bereichert ist. 
(4) Von dem Eintritt der Rechtshängigkeit an haftet der Empfänger nach den 
allgemeinen Vorschriften. 

§ 819 Verschärfte Haftung bei Kenntnis und bei Gesetzes- oder Sitten-
verstoß 
(1) Kennt der Empfänger den Mangel des rechtlichen Grundes bei dem Emp-
fang oder erfährt er ihn später, so ist er von dem Empfang oder der Erlangung 
der Kenntnis an zur Herausgabe verpflichtet, wie wenn der Anspruch auf Her-
ausgabe zu dieser Zeit rechtshängig geworden wäre. 
(2) Verstößt der Empfänger durch die Annahme der Leistung gegen ein ge-
setzliches Verbot oder gegen die guten Sitten, so ist er von dem Empfang der 
Leistung an in der gleichen Weise verpflichtet. 

§ 820 Verschärfte Haftung bei ungewissem Erfolgseintritt 
(1) War mit der Leistung ein Erfolg bezweckt, dessen Eintritt nach dem Inhalt 
des Rechtsgeschäfts als ungewiss angesehen wurde, so ist der Empfänger, falls 
der Erfolg nicht eintritt, zur Herausgabe so verpflichtet, wie wenn der Anspruch 
auf Herausgabe zur Zeit des Empfangs rechtshängig geworden wäre. Das Glei-
che gilt, wenn die Leistung aus einem Rechtsgrund, dessen Wegfall nach dem 
Inhalt des Rechtsgeschäfts als möglich angesehen wurde, erfolgt ist und der 
Rechtsgrund wegfällt. 
(2) Zinsen hat der Empfänger erst von dem Zeitpunkt an zu entrichten, in 
welchem er erfährt, dass der Erfolg nicht eingetreten oder dass der Rechtsgrund 
weggefallen ist; zur Herausgabe von Nutzungen ist er insoweit nicht verpflich-
tet, als er zu dieser Zeit nicht mehr bereichert ist. 
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§ 821 Einrede der Bereicherung 
Wer ohne rechtlichen Grund eine Verbindlichkeit eingeht, kann die Erfüllung 
auch dann verweigern, wenn der Anspruch auf Befreiung von der Verbindlich-
keit verjährt ist. 

§ 822 Herausgabepflicht Dritter 
Wendet der Empfänger das Erlangte unentgeltlich einem Dritten zu, so ist, 
soweit infolgedessen die Verpflichtung des Empfängers zur Herausgabe der 
Bereicherung ausgeschlossen ist, der Dritte zur Herausgabe verpflichtet, wie 
wenn er die Zuwendung von dem Gläubiger ohne rechtlichen Grund erhalten 
hätte. 
 

Titel 27 
Unerlaubte Handlungen 

§ 823 Schadensersatzpflicht 
(1) Wer vorsätzlich oder fahrlässig das Leben, den Körper, die Gesundheit, die 
Freiheit, das Eigentum oder ein sonstiges Recht eines anderen widerrechtlich 
verletzt, ist dem anderen zum Ersatz des daraus entstehenden Schadens ver-
pflichtet. 
(2) Die gleiche Verpflichtung trifft denjenigen, welcher gegen ein den Schutz 
eines anderen bezweckendes Gesetz verstößt. Ist nach dem Inhalt des Gesetzes 
ein Verstoß gegen dieses auch ohne Verschulden möglich, so tritt die Ersatz-
pflicht nur im Falle des Verschuldens ein. 

§ 824 Kreditgefährdung 
(1) Wer der Wahrheit zuwider eine Tatsache behauptet oder verbreitet, die 
geeignet ist, den Kredit eines anderen zu gefährden oder sonstige Nachteile für 
dessen Erwerb oder Fortkommen herbeizuführen, hat dem anderen den daraus 
entstehenden Schaden auch dann zu ersetzen, wenn er die Unwahrheit zwar 
nicht kennt, aber kennen muss. 
(2) Durch eine Mitteilung, deren Unwahrheit dem Mitteilenden unbekannt 
ist, wird dieser nicht zum Schadensersatz verpflichtet, wenn er oder der Emp-
fänger der Mitteilung an ihr ein berechtigtes Interesse hat. 

§ 825 Bestimmung zu sexuellen Handlungen 
Wer einen anderen durch Hinterlist, Drohung oder Missbrauch eines Abhängig-
keitsverhältnisses zur Vornahme oder Duldung sexueller Handlungen bestimmt, 
ist ihm zum Ersatz des daraus entstehenden Schadens verpflichtet. 

§ 826 Sittenwidrige vorsätzliche Schädigung 
Wer in einer gegen die guten Sitten verstoßenden Weise einem anderen vorsätz-
lich Schaden zufügt, ist dem anderen zum Ersatz des Schadens verpflichtet. 

§ 827 Ausschluss und Minderung der Verantwortlichkeit 
Wer im Zustand der Bewusstlosigkeit oder in einem die freie Willensbestim-
mung ausschließenden Zustand krankhafter Störung der Geistestätigkeit einem 
anderen Schaden zufügt, ist für den Schaden nicht verantwortlich. Hat er sich 
durch geistige Getränke oder ähnliche Mittel in einen vorübergehenden Zustand 
dieser Art versetzt, so ist er für einen Schaden, den er in diesem Zustand wider-
rechtlich verursacht, in gleicher Weise verantwortlich, wie wenn ihm Fahrläs-
sigkeit zur Last fiele; die Verantwortlichkeit tritt nicht ein, wenn er ohne Ver-
schulden in den Zustand geraten ist. 
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§ 828 Minderjährige 
(1) Wer nicht das siebente Lebensjahr vollendet hat, ist für einen Schaden, 
den er einem anderen zufügt, nicht verantwortlich. 
(2) Wer das siebente, aber nicht das zehnte Lebensjahr vollendet hat, ist für 
den Schaden, den er bei einem Unfall mit einem Kraftfahrzeug, einer Schienen-
bahn oder einer Schwebebahn einem anderen zufügt, nicht verantwortlich. Dies 
gilt nicht, wenn er die Verletzung vorsätzlich herbeigeführt hat. 
(3) Wer das 18. Lebensjahr noch nicht vollendet hat, ist, sofern seine Verant-
wortlichkeit nicht nach Absatz 1 oder 2 ausgeschlossen ist, für den Schaden, den 
er einem anderen zufügt, nicht verantwortlich, wenn er bei der Begehung der 
schädigenden Handlung nicht die zur Erkenntnis der Verantwortlichkeit erfor-
derliche Einsicht hat. 

§ 829 Ersatzpflicht aus Billigkeitsgründen 
Wer in einem der in den §§ 823 bis 826 bezeichneten Fälle für einen von ihm 
verursachten Schaden auf Grund der §§ 827, 828 nicht verantwortlich ist, hat 
gleichwohl, sofern der Ersatz des Schadens nicht von einem aufsichtspflichtigen 
Dritten erlangt werden kann, den Schaden insoweit zu ersetzen, als die Billigkeit 
nach den Umständen, insbesondere nach den Verhältnissen der Beteiligten, eine 
Schadloshaltung erfordert und ihm nicht die Mittel entzogen werden, deren er 
zum angemessenen Unterhalt sowie zur Erfüllung seiner gesetzlichen Unter-
haltspflichten bedarf. 

§ 830 Mittäter und Beteiligte 
(1) Haben mehrere durch eine gemeinschaftlich begangene unerlaubte Hand-
lung einen Schaden verursacht, so ist jeder für den Schaden verantwortlich. Das 
Gleiche gilt, wenn sich nicht ermitteln lässt, wer von mehreren Beteiligten den 
Schaden durch seine Handlung verursacht hat. 
(2) Anstifter und Gehilfen stehen Mittätern gleich. 

§ 831 Haftung für den Verrichtungsgehilfen 
(1) Wer einen anderen zu einer Verrichtung bestellt, ist zum Ersatz des Scha-
dens verpflichtet, den der andere in Ausführung der Verrichtung einem Dritten 
widerrechtlich zufügt. Die Ersatzpflicht tritt nicht ein, wenn der Geschäftsherr 
bei der Auswahl der bestellten Person und, sofern er Vorrichtungen oder Gerät-
schaften zu beschaffen oder die Ausführung der Verrichtung zu leiten hat, bei 
der Beschaffung oder der Leitung die im Verkehr erforderliche Sorgfalt beobach-
tet oder wenn der Schaden auch bei Anwendung dieser Sorgfalt entstanden sein 
würde. 
(2) Die gleiche Verantwortlichkeit trifft denjenigen, welcher für den Ge-
schäftsherrn die Besorgung eines der im Absatz 1 Satz 2 bezeichneten Geschäfte 
durch Vertrag übernimmt. 

§ 832 Haftung des Aufsichtspflichtigen 
(1) Wer kraft Gesetzes zur Führung der Aufsicht über eine Person verpflichtet 
ist, die wegen Minderjährigkeit oder wegen ihres geistigen oder körperlichen 
Zustands der Beaufsichtigung bedarf, ist zum Ersatz des Schadens verpflichtet, 
den diese Person einem Dritten widerrechtlich zufügt. Die Ersatzpflicht tritt 
nicht ein, wenn er seiner Aufsichtspflicht genügt oder wenn der Schaden auch 
bei gehöriger Aufsichtsführung entstanden sein würde. 
(2) Die gleiche Verantwortlichkeit trifft denjenigen, welcher die Führung der 
Aufsicht durch Vertrag übernimmt. 
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§ 833 Haftung des Tierhalters 
Wird durch ein Tier ein Mensch getötet oder der Körper oder die Gesundheit 
eines Menschen verletzt oder eine Sache beschädigt, so ist derjenige, welcher 
das Tier hält, verpflichtet, dem Verletzten den daraus entstehenden Schaden zu 
ersetzen. Die Ersatzpflicht tritt nicht ein, wenn der Schaden durch ein Haustier 
verursacht wird, das dem Beruf, der Erwerbstätigkeit oder dem Unterhalt des 
Tierhalters zu dienen bestimmt ist, und entweder der Tierhalter bei der Beauf-
sichtigung des Tieres die im Verkehr erforderliche Sorgfalt beobachtet oder der 
Schaden auch bei Anwendung dieser Sorgfalt entstanden sein würde. 

§ 834 Haftung des Tieraufsehers 
Wer für denjenigen, welcher ein Tier hält, die Führung der Aufsicht über das 
Tier durch Vertrag übernimmt, ist für den Schaden verantwortlich, den das Tier 
einem Dritten in der im § 833 bezeichneten Weise zufügt. Die Verantwortlich-
keit tritt nicht ein, wenn er bei der Führung der Aufsicht die im Verkehr erfor-
derliche Sorgfalt beobachtet oder wenn der Schaden auch bei Anwendung dieser 
Sorgfalt entstanden sein würde. 

§ 835 (weggefallen) 

§ 836 Haftung des Grundstücksbesitzers 
(1) Wird durch den Einsturz eines Gebäudes oder eines anderen mit einem 
Grundstück verbundenen Werkes oder durch die Ablösung von Teilen des Ge-
bäudes oder des Werkes ein Mensch getötet, der Körper oder die Gesundheit 
eines Menschen verletzt oder eine Sache beschädigt, so ist der Besitzer des 
Grundstücks, sofern der Einsturz oder die Ablösung die Folge fehlerhafter Er-
richtung oder mangelhafter Unterhaltung ist, verpflichtet, dem Verletzten den 
daraus entstehenden Schaden zu ersetzen. Die Ersatzpflicht tritt nicht ein, wenn 
der Besitzer zum Zwecke der Abwendung der Gefahr die im Verkehr erforderli-
che Sorgfalt beobachtet hat. 
(2) Ein früherer Besitzer des Grundstücks ist für den Schaden verantwortlich, 
wenn der Einsturz oder die Ablösung innerhalb eines Jahres nach der Beendi-
gung seines Besitzes eintritt, es sei denn, dass er während seines Besitzes die im 
Verkehr erforderliche Sorgfalt beobachtet hat oder ein späterer Besitzer durch 
Beobachtung dieser Sorgfalt die Gefahr hätte abwenden können. 
(3) Besitzer im Sinne dieser Vorschriften ist der Eigenbesitzer. 

§ 837 Haftung des Gebäudebesitzers 
Besitzt jemand auf einem fremden Grundstück in Ausübung eines Rechts ein 
Gebäude oder ein anderes Werk, so trifft ihn anstelle des Besitzers des Grund-
stücks die im § 836 bestimmte Verantwortlichkeit. 

§ 838 Haftung des Gebäudeunterhaltungspflichtigen 
Wer die Unterhaltung eines Gebäudes oder eines mit einem Grundstück ver-
bundenen Werkes für den Besitzer übernimmt oder das Gebäude oder das Werk 
vermöge eines ihm zustehenden Nutzungsrechts zu unterhalten hat, ist für den 
durch den Einsturz oder die Ablösung von Teilen verursachten Schaden in 
gleicher Weise verantwortlich wie der Besitzer. 

§ 839 Haftung bei Amtspflichtverletzung 
(1) Verletzt ein Beamter vorsätzlich oder fahrlässig die ihm einem Dritten 
gegenüber obliegende Amtspflicht, so hat er dem Dritten den daraus entstehen-
den Schaden zu ersetzen. Fällt dem Beamten nur Fahrlässigkeit zur Last, so kann 



 
 49 

er nur dann in Anspruch genommen werden, wenn der Verletzte nicht auf 
andere Weise Ersatz zu erlangen vermag. 
(2) Verletzt ein Beamter bei dem Urteil in einer Rechtssache seine Amts-
pflicht, so ist er für den daraus entstehenden Schaden nur dann verantwortlich, 
wenn die Pflichtverletzung in einer Straftat besteht. Auf eine pflichtwidrige 
Verweigerung oder Verzögerung der Ausübung des Amts findet diese Vorschrift 
keine Anwendung. 
(3) Die Ersatzpflicht tritt nicht ein, wenn der Verletzte vorsätzlich oder fahr-
lässig unterlassen hat, den Schaden durch Gebrauch eines Rechtsmittels abzu-
wenden. 

§ 839a Haftung des gerichtlichen Sachverständigen 
(1) Erstattet ein vom Gericht ernannter Sachverständiger vorsätzlich oder 
grob fahrlässig ein unrichtiges Gutachten, so ist er zum Ersatz des Schadens 
verpflichtet, der einem Verfahrensbeteiligten durch eine gerichtliche Entschei-
dung entsteht, die auf diesem Gutachten beruht. 
(2) § 839 Abs. 3 ist entsprechend anzuwenden. 

§ 840 Haftung mehrerer 
(1) Sind für den aus einer unerlaubten Handlung entstehenden Schaden meh-
rere nebeneinander verantwortlich, so haften sie als Gesamtschuldner. 
(2) Ist neben demjenigen, welcher nach den §§ 831, 832 zum Ersatz des von 
einem anderen verursachten Schadens verpflichtet ist, auch der andere für den 
Schaden verantwortlich, so ist in ihrem Verhältnis zueinander der andere allein, 
im Falle des § 829 der Aufsichtspflichtige allein verpflichtet. 
(3) Ist neben demjenigen, welcher nach den §§ 833 bis 838 zum Ersatz des 
Schadens verpflichtet ist, ein Dritter für den Schaden verantwortlich, so ist in 
ihrem Verhältnis zueinander der Dritte allein verpflichtet. 

§ 841 Ausgleichung bei Beamtenhaftung 
Ist ein Beamter, der vermöge seiner Amtspflicht einen anderen zur Geschäfts-
führung für einen Dritten zu bestellen oder eine solche Geschäftsführung zu 
beaufsichtigen oder durch Genehmigung von Rechtsgeschäften bei ihr mitzu-
wirken hat, wegen Verletzung dieser Pflichten neben dem anderen für den von 
diesem verursachten Schaden verantwortlich, so ist in ihrem Verhältnis zuei-
nander der andere allein verpflichtet. 

§ 842 Umfang der Ersatzpflicht bei Verletzung einer Person 
Die Verpflichtung zum Schadensersatz wegen einer gegen die Person gerichte-
ten unerlaubten Handlung erstreckt sich auf die Nachteile, welche die Handlung 
für den Erwerb oder das Fortkommen des Verletzten herbeiführt. 

§ 843 Geldrente oder Kapitalabfindung 
(1) Wird infolge einer Verletzung des Körpers oder der Gesundheit die Er-
werbsfähigkeit des Verletzten aufgehoben oder gemindert oder tritt eine Ver-
mehrung seiner Bedürfnisse ein, so ist dem Verletzten durch Entrichtung einer 
Geldrente Schadensersatz zu leisten. 
(2) Auf die Rente finden die Vorschriften des § 760 Anwendung. Ob, in wel-
cher Art und für welchen Betrag der Ersatzpflichtige Sicherheit zu leisten hat, 
bestimmt sich nach den Umständen. 
(3) Statt der Rente kann der Verletzte eine Abfindung in Kapital verlangen, 
wenn ein wichtiger Grund vorliegt. 
(4) Der Anspruch wird nicht dadurch ausgeschlossen, dass ein anderer dem 
Verletzten Unterhalt zu gewähren hat. 
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§ 844 Ersatzansprüche Dritter bei Tötung 
(1) Im Falle der Tötung hat der Ersatzpflichtige die Kosten der Beerdigung 
demjenigen zu ersetzen, welchem die Verpflichtung obliegt, diese Kosten zu 
tragen. 
(2) Stand der Getötete zur Zeit der Verletzung zu einem Dritten in einem 
Verhältnis, vermöge dessen er diesem gegenüber kraft Gesetzes unterhalts-
pflichtig war oder unterhaltspflichtig werden konnte, und ist dem Dritten infol-
ge der Tötung das Recht auf den Unterhalt entzogen, so hat der Ersatzpflichtige 
dem Dritten durch Entrichtung einer Geldrente insoweit Schadensersatz zu 
leisten, als der Getötete während der mutmaßlichen Dauer seines Lebens zur 
Gewährung des Unterhalts verpflichtet gewesen sein würde; die Vorschriften 
des § 843 Abs. 2 bis 4 finden entsprechende Anwendung. Die Ersatzpflicht tritt 
auch dann ein, wenn der Dritte zur Zeit der Verletzung gezeugt, aber noch nicht 
geboren war. 

§ 845 Ersatzansprüche wegen entgangener Dienste 
Im Falle der Tötung, der Verletzung des Körpers oder der Gesundheit sowie im 
Falle der Freiheitsentziehung hat der Ersatzpflichtige, wenn der Verletzte kraft 
Gesetzes einem Dritten zur Leistung von Diensten in dessen Hauswesen oder 
Gewerbe verpflichtet war, dem Dritten für die entgehenden Dienste durch Ent-
richtung einer Geldrente Ersatz zu leisten. Die Vorschrift des § 843 Abs. 2 bis 4 
findet entsprechende Anwendung. 

§ 846 Mitverschulden des Verletzten 
Hat in den Fällen der §§ 844, 845 bei der Entstehung des Schadens, den der 
Dritte erleidet, ein Verschulden des Verletzten mitgewirkt, so finden auf den 
Anspruch des Dritten die Vorschriften des § 254 Anwendung. 

§ 847 (weggefallen) 

§ 848 Haftung für Zufall bei Entziehung einer Sache 
Wer zur Rückgabe einer Sache verpflichtet ist, die er einem anderen durch eine 
unerlaubte Handlung entzogen hat, ist auch für den zufälligen Untergang, eine 
aus einem anderen Grunde eintretende zufällige Unmöglichkeit der Herausgabe 
oder eine zufällige Verschlechterung der Sache verantwortlich, es sei denn, dass 
der Untergang, die anderweitige Unmöglichkeit der Herausgabe oder die Ver-
schlechterung auch ohne die Entziehung eingetreten sein würde. 

§ 849 Verzinsung der Ersatzsumme 
Ist wegen der Entziehung einer Sache der Wert oder wegen der Beschädigung 
einer Sache die Wertminderung zu ersetzen, so kann der Verletzte Zinsen des zu 
ersetzenden Betrags von dem Zeitpunkt an verlangen, welcher der Bestimmung 
des Wertes zugrunde gelegt wird. 

§ 850 Ersatz von Verwendungen 
Macht der zur Herausgabe einer entzogenen Sache Verpflichtete Verwendungen 
auf die Sache, so stehen ihm dem Verletzten gegenüber die Rechte zu, die der 
Besitzer dem Eigentümer gegenüber wegen Verwendungen hat. 

§ 851 Ersatzleistung an Nichtberechtigten 
Leistet der wegen der Entziehung oder Beschädigung einer beweglichen Sache 
zum Schadensersatz Verpflichtete den Ersatz an denjenigen, in dessen Besitz 
sich die Sache zur Zeit der Entziehung oder der Beschädigung befunden hat, so 
wird er durch die Leistung auch dann befreit, wenn ein Dritter Eigentümer der 



 
 51 

Sache war oder ein sonstiges Recht an der Sache hatte, es sei denn, dass ihm das 
Recht des Dritten bekannt oder infolge grober Fahrlässigkeit unbekannt ist. 

§ 852 Herausgabeanspruch nach Eintritt der Verjährung 
Hat der Ersatzpflichtige durch eine unerlaubte Handlung auf Kosten des Verletz-
ten etwas erlangt, so ist er auch nach Eintritt der Verjährung des Anspruchs auf 
Ersatz des aus einer unerlaubten Handlung entstandenen Schadens zur Heraus-
gabe nach den Vorschriften über die Herausgabe einer ungerechtfertigten Berei-
cherung verpflichtet. Dieser Anspruch verjährt in zehn Jahren von seiner Ent-
stehung an, ohne Rücksicht auf die Entstehung in 30 Jahren von der Begehung 
der Verletzungshandlung oder dem sonstigen, den Schaden auslösenden Ereig-
nis an. 

§ 853 Arglisteinrede 
Erlangt jemand durch eine von ihm begangene unerlaubte Handlung eine Forde-
rung gegen den Verletzten, so kann der Verletzte die Erfüllung auch dann ver-
weigern, wenn der Anspruch auf Aufhebung der Forderung verjährt ist. 
[...] 




